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An den Landrat     Hans-Wilhelm Grütjen   
  
Herrn       Hochstadenstraße 11 
Hans-Jürgen Petrauschke    41469 Neuss 
Lindenstraße 2     02137-7960448 
41525 Grevenbroich  
       Neuss, den 5. Februar 2013 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Petrauschke, 
 

wir bitten Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung des Kreistages am 6. März 
2013 zu nehmen und darüber abstimmen zu lassen: 
 

"Der Kreistag Rhein-Kreis Neuss stellt fest, dass die Versorgung der Bevölkerung mit 
Wasser und die Bewirtschaftung der Wasserressourcen öffentliche Aufgaben und ein 
wesentlicher Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge sind. 

Der Kreistag Rhein-Kreis Neuss stellt fest, dass es Aufgabe aller politischen Ebenen ist, 
dafür Sorge zu tragen, dass allen Bürgerinnen und Bürger der dadurch verbürgte 
universelle Zugang zu Wasser und sanitärer Grundversorgung gewährleistet wird. 

Weiterhin stellt der Kreistag Rhein-Kreis Neuss fest, dass die europäische Kommission 
durch ihren "Vorschlag für eine Richtlinie der Konzessionsvergabe" dieser Aufgabe 
zuwiderhandelt, da es hierdurch zu einer Marktöffnung im Bereich der Wasserversorgung 
und damit zu einer Privatisierung der Wasserversorgung kommt.  

Der Kreistag Rhein-Kreis Neuss unterstützt die gemeinsame Erklärung der kommunalen 
Spitzenverbände und der VKU gegen Pläne der EU-Kommission, durch eine Richtlinie die 
bisher vergaberechtsfreien Dienstleistungskonzessionen der Ausschreibung zu 
unterwerfen. Diese Richtlinie würde erheblich in die kommunale Organisationsfreiheit im 
Bereich der Daseinsvorsorge eingreifen. Ein europarechtlich vorgegebenes Verfahren 
würde an die Stelle der Entscheidungen der kommunalen Gremien vor Ort gestellt, wenn 
es zum Beispiel um die Vergabe einer Wasserkonzession in der Kommune geht. 

Der Kreistag Rhein-Kreis Neuss unterstützt ebenfalls die Europäische Bürgerinitiative 
"right2water" und bittet die Abgeordneten im Europäischen Parlament, sich gegen diese 
Pläne der EU-Kommission auszusprechen." 

 

 


